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Bekanntmachung 
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gülti-
gen Fassung wird der

Bußgeldbescheid 
des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr 

vom 04.09.2018
- Aktenzeichen 03280319545/ha

gegen:

  Herrn
  Claudiu Umbravescu
  Strada Stefan Octavian losif Nr. c1
  RO-805300 TECUCI

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 04.10.2018
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 931
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Bekanntmachung 
des Kreises Viersen

Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94) in der zur Zeit geltenden 
Fassung über die Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vor-
haben „Entnahme von Grundwasser“

Antrag der Tacken GmbH vom 03.08.2017 auf Er-
teilung einer Erlaubnis zur Grundwasserentnah-
me nach § 8 ff. Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

Für das Vorhaben wurde eine Vorprüfung nach § 7 

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) zur Feststellung des Erfordernisses ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt.

Aufgrund von § 1 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Ziffer 
13.3.2 der Anlage 1 UVPG ist für das Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich. 

Merkmale des Vorhabens

Die Tacken GmbH, Vogelsrather Weg 1-5, 41366 
Schwalmtal, beantragt, gem. § 8 ff. WHG die was-
serrechtliche Erlaubnis, mittels eines Förderbrun-
nens auf dem Betriebsgrundstück Vogelsrather Weg 
1-5, 41366 Schwalmtal, Gemarkung Waldniel, Flur 
46, Flurstück 612, Grundwasser in einer Menge von 
durchschnittlich bis zu jeweils 

stündlich 50 m³
täglich 650 m³
jährlich 175.000 m³

zutage zu fördern, um dieses für das Waschen von 
Feldfrüchten für die Herstellung von Salatmischun-
gen, Obst- und Gemüseprodukten sowie Feinkost-
produkten zu nutzen und zu verbrauchen.
Gemäß § 8 ff. WHG bedarf das beantrage Vorhaben 
eine wasserrechtliche Erlaubnis. 
Die beantragte Fördermenge von insgesamt bis zu 
175.000 m³ jährlich erhöht die Fördermenge der bis-
her geltenden wasserrechtlichen Erlaubnis. 

Standort des Vorhabens

Der Standort des Vorhabens befindet sich in der Ge-
meinde Schwalmtal, im Ortsteil Waldniel. Eine ökolo-
gische Empfindlichkeit des Standortes ist hinsichtlich 
der in Anlage 3 Nr. 2 zum UVPG genannten Nut-
zungs- und Schutzkriterien nicht gegeben. Der ge-
plante Standort liegt in keinem der in Anlage 3 Nr. 2.3 
zum UVPG genannten Gebiete. Der Standort weist 
ebenso keine besonderen Qualitätskriterien auf. 
Der oberste Grundwasserleiter wird im Bereich des 
Förderbrunnens durch ein ca. 7m mächtiges Tonpa-
ket (Tegelenton) vom Entnahmehorizont des Brun-
nens abgeschirmt, so dass hydraulische Auswirkun-
gen auf das für Flora und Fauna relevante, erste 
Grundwasserstockwerk nicht gegeben sind. Ausnah-
me bildet der Niederungsbereich des Kranenbaches 
bei Waldniel: Dort kann ein hydraulischer Kontakt 
nicht ausgeschlossen werden. Da aber die Auswir-
kungen der Förderung sich auf das direkte Umfeld 
beschränken, sind nachteilige Auswirkungen auf das 
Biotop nicht zu erwarten.
So wird das Fördervorhaben auch global betrachtet 
wegen der räumlich abgegrenzten unterirdischen 
Brunnenvorrichtungen keine Auswirkungen auf den 
Boden sowie Flora und Fauna im Umfeld haben.

Merkmale der möglichen Auswirkungen

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass nega-
tive Auswirkungen auf die Schutzgüter nicht zu be-

Benachrichtigung über eine öffentliche Zustel-
lung

Herr Michel Lipke,
zuletzt wohnhaft Waldnieler Straße 86 in 41751 Vier-
sen, wird aufgefordert, sich zum Abholen seines 
Fahrzeuges, Roller, Sachs, Versicherungskennzei-
chen 493 GVO, umgehend zu melden. 

Da der Aufenthalt unbekannt ist, wird der Bescheid 
im Wege der öffentlichen Zustellung (§ 1 des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nor-
drhein-Westfalen vom 13.05.1980-GV NW S. 510) 
und Nr. 19 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Landeszustellungsgesetzes (AVVzLZG) vom 
04.12.1957 (SMBl. NW 2010) i. V. m. § 15 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes vom 03.07.1952 
(BGBl. I S. 379), in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung zugestellt.

Die Benachrichtigung über die öffentliche Zustellung 
wird im Amtsblatt des Kreises Viersen veröffentlicht 
und gilt zwei Wochen nach Erscheinen als zugestellt.

Der Eigentumsanspruch kann bei der Kreispolizei-
behörde Viersen, in 41747 Viersen, Rathausmarkt 3, 
montags - donnerstags während der Zeit von 08:30 
- 12:30 Uhr und von 14:00 - 15:30 Uhr, freitags von 
08:30 - 12:30 Uhr geltend gemacht werden.

Viersen, 22.10.2018
Der Landrat

als Kreispolizeibehörde
Viersen

Im Auftrag
gez.

Alberts

ZA 1 – 57.01.59 – 262/18 (B)

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 932
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Bekanntmachung 
der Burggemeinde Brüggen 
55. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Burggemeinde Brüggen

Aufstellungsbeschluss und öffentliche Ausle-
gung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

I. Aufstellungsbeschluss

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) hat der 
Rat der Burggemeinde Brüggen in seiner Sitzung am 
16.02.2017 folgenden Beschluss gefasst:

„Für das im vorliegenden Änderungsentwurf durch 
Umrandung kenntlich gemachte Gebiet wird gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung der 55. Änderung 
des Flächennutzungsplanes beschlossen. Ziel der 
Änderung ist die Ausweisung einer Verbindungs-
straße zwischen dem Gewerbe- und Industriegebiet 
Heidhausen und dem Industriegebiet Christenfeld. 
Zudem wird die Grünfläche zur landschaftsgerechten 
Eingrünung aus dem Industriegebiet herausgenom-
men und nördlich entlang des angrenzenden Wirt-
schaftsweges auf den Flurstücken 771 und 54 neu 

ausgewiesen. Im Bereich der bisherigen Grünfläche 
wird Industriegebiet dargestellt.“

Das von der Beschlussfassung betroffene Gebiet ist 
in dem nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt 
durch Umrandung kenntlich gemacht.

Bekanntmachungsanordnung

Der Beschluss des Rates zur 55. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes vom 16.02.2017 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Die öffentliche Bekannt-
machung erfolgt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in Verbin-
dung mit § 12 der Hauptsatzung der Burggemeinde 
Brüggen.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 
Abs. 1 BauGB und der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB hat 
bereits stattgefunden.

II. Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

Der Rat der Burggemeinde Brüggen hat in seiner Sit-
zung am 02.10.2018 dem Entwurf zur 55. Änderung 
des Flächennutzungsplanes einschließlich Begrün-
dung und Umweltbericht zugestimmt und die öffent-
liche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlos-
sen.

Aufgrund dieser Beschlussfassung werden der Ent-
wurf einschließlich Begründung und Umweltbericht 
sowie die nach Einschätzung der Burggemeinde 
Brüggen wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom

02.11.2018 bis einschließlich 03.12.2018

beim Sachgebiet 2.2 Planung / Bauen / Technik der 
Burggemeinde Brüggen, Rathaus Brüggen, Zimmer 
305/306 (Eingang C), Klosterstraße 38, 41379 Brüg-
gen, während der Dienststunden (montags bis frei-
tags von 8.00 bis 12.30 Uhr und von 13.30 bis 16.00 
Uhr außer freitags nachmittags) öffentlich ausgelegt. 

Die Unterlagen stehen auch auf der Webseite der 
Burggemeinde Brüggen zur Verfügung. Sie können 
unter dem Pfad www.brueggen.de >> Familie & Le-
ben >> Stadtentwicklung >> Aktuelle Planungen 
(Link: https://www.brueggen.de/familie-leben/stadt-
entwicklung/aktuelle-planungen) eingesehen und he-
runtergeladen werden.

Neben dem Änderungsentwurf einschließlich des 
nach Maßgabe der Anlage 1 zum BauGB u.a. nach 
den Umweltschutzgütern im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB gegliederten Umweltberichts (Mensch, Tiere 
und Pflanzen sowie biologische Vielfalt, Fläche, Bo-
den, Wasser, Klima/Luft, Orts- und Landschaftsbild, 
Erholung, Kultur- und sonstige Sachgüter, Schutzgü-
ter-Wechselwirkungen) liegen folgende allgemeine 
umweltbezogene Informationen vor: 

fürchten sind. Bezüglich der Auswirkungen auf das 
Grundwasser ist anzumerken, dass eine ausreichen-
de Regeneration der beantragten Grundwasserent-
nahme gegeben ist und die Qualität des Grundwas-
sers durch die beantragte Grundwasserförderung 
nicht negativ verändert wird. Nachteilige Verände-
rungen oder überdurchschnittliche Absenkungen des 
Grundwasserspiegels im Einzugsgebiet der Brun-
nenanlage sind als Folge der betrieblichen Grund-
wasserentnahme, auch bei hohen Förderleistungen, 
am Anlagenstandort bisher nicht aufgetreten und da-
her auch in Zukunft nicht zu erwarten. 

Im vorliegenden Fall ergab die allgemeine Vorprüfung 
im Einzelfall, dass durch das beantragte Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
zu erwarten sind. Gemäß § 7 Abs. 1 UVPG stelle ich 
daher fest, dass für das beantragte Vorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung besteht. 

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 
Satz 1 UVPG öffentlich bekannt gemacht  und  ist  
nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 

Viersen, 05.10.2018
D r. C o e n e n

Landrat

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 932
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Themenblock Umweltinformation / Quelle Kurzinhalt
Boden geografisches Rauminformationssys-

tem (GIS) des Kreises Viersen, Alt-
lastverdachtsflächenkataster

Aussagen zur Betroffenheit von Altlas-
tenverdachtsfällen

GIS des Kreises Viersen, Denkmallis-
te Brüggen

Aussagen zur Betroffenheit von Bau- 
und Bodendenkmälern

Karte der Erdbebenzonen und geolo-
gischen Untergrundklassen der Bun-
desrepublik Deutschland 1 : 350.000, 
Bundesland Nordrhein-Westfalen 

Aussagen zur Erdbebenzone

Bodenkarte des Geologischen Diens-
tes NRW

Aussagen zur Bodenbeschaffenheit

Wasser GIS des Kreises Viersen, Wasser-
schutzzonen

Aussagen zur Wasserschutzzone

Lärm und Erschütterungen DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) Aussagen zu den Anforderungen an 
den passiven Schallschutz

Abstandsliste zum Abstandserlass 
NRW 2007

Aussagen zu den Abständen zwischen 
Gewerbegebieten und Wohngebieten 
im Rahmen der Bauleitplanung

Natur und Landschaft Regionalplan Düsseldorf, Flächen-
nutzungsplan Brüggen, Bebauungs-
pläne Bra/14 (inkl. Entwurf der 6. Än-
derung und Ergänzung) und Bra/25 
(Entwurf) und Bra/26

Aussagen zur Gebietsausweisungen

Landschaftsplan Nr. 4n „Brachter 
Wald/Ravensheide“

Aussagen zu den Entwicklungszie-
len und Festsetzungen für Natur und 
Landschaft

FFH-Gebiet Nr. DE-4702-302 „Wäl-
der und Heiden bei Brüggen Bracht“,

Vogelschutzgebiet Nr. DE-4603-401 
„Schwalm-Nette-Platte mit Grenzwald 
und Meinweg“

Aussagen zum Schutz und zur Be-
troffenheit von Fauna-Flora-Habitat- 
(FFH) und Vogelschutzgebieten

Die nachfolgenden umweltbezogenen Gutachten und Beiträge liegen vor und wurden zum Umweltbericht 
herangezogen:

Themenblock Gutachten / Bericht Kurzinhalt
Natur und Landschaft Artenschutzrechtliche Vorprüfungen 

(Stufe 1)
Aussagen zur Betroffenheit arten-
schutzrechtlicher Belange: rechtliche 
Grundlagen, Untersuchungsgebiet/ 
räumliche Situation, planungsrele-
vante Arten, nachgewiesene Arten, 
Ergebnisse und Analyse, Konfliktana-
lyse und Empfehlungen

Landschaftspflegerische Fachbeiträ-
ge

Aussagen zur Landschaftspflege: 
Darstellung von ökologischen und 
landschaftlichen Gegebenheiten, Er-
mittlung und Bewertung des Eingriffs 
(Konfliktanalyse, Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen, Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen, Eingriffsbi-
lanzierung), FFH-Richtlinie und Vogel-
schutzrichtlinie, Festsetzungen des 
Bebauungsplanes
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Immissionen / Lärmschutz Schalltechnische Untersuchung und 
Stellungnahme, Verkehrsuntersu-
chung

Aussagen zum Immissionsschutz: 
Darstellung der örtlichen Verhältnisse 
und der Planung, Immissionsgrenz-
werte, Verkehrsbelastungszahlen und 
Emissionspegel, Berechnungen und 
Ergebnisse, Bewertung und Maßnah-
men, Schalltechnische Beurteilung, 
Verkehrsmengen, Verkehrsgeräusch-
situation

Im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 sowie § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende umweltbezogene 
Stellungnahmen eingegangen:

Themenblock Stellungnahme Kurzinhalt
Fläche, Landwirtschaft Landwirtschaftskammer RW Aussage zum Kompensationsbedarf 

und zur Flächeninanspruchnahme
Natur und Landschaft Kreis Viersen Hinweis zum Naturschutz, zur Land-

schaftspflege, zur Eingriffsbilanzie-
rung, zu Kompensationsmaßnahmen

Bezirksregierung Düsseldorf Hinweis zum Natur- und Landschafts-
schutz

Immissionen / Lärmschutz Landesbetrieb Straßenbau NRW allgemeiner Hinweis zum Lärmschutz
Grundwasser Bezirksregierung Arnsberg Hinweis zu bestehenden Grundwas-

serabsenkungen
Wald Landesbetrieb Wald und Holz Hinweis zur Waldbetroffenheit

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zum Änderungsentwurf abgegeben werden. Die Stel-
lungnahmen können schriftlich bei der Burggemeinde Brüggen eingereicht oder bei der oben genannten 
Dienststelle während der Dienststunden zur Niederschrift erklärt werden.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die 55. Änderung des 
Flächennutzungsplanes unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht 
hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Änderung nicht von Bedeutung ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsge-
setzes gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausge-
schlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können.

Diese Bekanntmachung ersetzt die Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 33 vom 11.10.2018 (Seiten 898 bis 
901).

Für eventuelle Fragen zu dem ausgelegten Entwurf steht Ihnen Herr Houbertz (Rathaus Brüggen, Zimmer 
305 (Eingang C), Klosterstraße 38, 41379 Brüggen, Tel. 02163/5701-151) während der Dienststunden oder 
nach Vereinbarung zur Verfügung.

Brüggen, den 15.10.2018
gez.

Frank Gellen
Bürgermeister
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Übersichtskarte 

 

Burggemeinde Brüggen 
Ortsteil Bracht 
Geltungsbereich 
55. Änderung des 
Flächennutzungsplanes © Land NRW (2018) 

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 933

Bekanntmachung 
der Gemeinde Grefrath 
Beteiligung der Gemeinde Grefrath am Projekt 
„Heimat-Preis“ der Landesregierung NRW

Der Rat der Gemeinde Grefrath hat am 08.10.2018 
folgenden Beschluss gefasst:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Förderung der 
Verleihung eines Heimatpreises für die Gemeinde 
Grefrath im Rahmen der beschlossenen Landesför-

derung zu beantragen und einen entsprechenden 
Heimatwettbewerb für das Jahr 2019 vorzubereiten 
und durchzuführen. Die Preisverleihung wird im Rah-
men der Ehrenamtspreisverleihung durchgeführt.  

Grefrath, den 15.10.2018
Lommetz

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 936
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Bekanntmachung 
der Gemeinde Grefrath 
Ordnungsbehördliche Verordnung vom 08.10.2018 
über das Offenhalten von Verkaufsstellen im 
Ortsteil Grefrath für den Bezirk „Grefrath-Süd“ 
am Sonntag den 04.11.2018 und den Bezirk 
„Grefrath-Mitte“ am Sonntag, den 02.12.2018 

Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur 
Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs-
gesetz – LÖG NRW) vom 16. November 2006 (GV.
NRW. S. 516) Gesetz, zuletzt geändert durch das Ge-
setz zum Abbau unnötiger und belastender Vorschrif-
ten im Land Nordrhein-Westfalen – Entfesselungspa-
ket- vom 22.03.2018 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
(GV. NRW Ausgabe 2018 Nr. 8 vom 29.3.2018 Seite 
171 bis 192) in Verbindung mit § 1 der Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten auf den Gebie-
ten des Arbeits- und technischen Gefahrenschutzes 
(ZustVO ArbtG) vom 14.06.1994 (GV NRW S. 360) 
in der derzeit geltenden Fassung, wird von der Ge-
meinde Grefrath als örtliche Ordnungsbehörde ge-
mäß Beschluss des Rates vom 08.10.2018 folgende 
Ordnungsbehördliche Verordnung erlassen:

§ 1

Sämtliche Verkaufsstellen dürfen im Ortsteil Gre-
frath im Bezirk „Grefrath- Süd“ am Sonntag, den 
04.11.2018 in der Zeit von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
geöffnet sein.

§ 2

Sämtliche Verkaufsstellen dürfen im Ortsteil Gre-
frath im Bezirk „Grefrath-Mitte“ am Sonntag, den 
02.12.2018 in der Zeit von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
geöffnet sein.

§ 3

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig im Rahmen der §§ 1,2 Verkaufsstellen 
außerhalb der dort zugelassenen Geschäftszei-
ten offen hält oder in diesen Geschäften andere, 
als die zugelassenen Waren verkauft.

2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Ge-
setzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten 
mit einer Geldbuße bis zu 500,--€ geahndet wer-
den.

§ 3

Die Ordnungsbehördliche Verordnung tritt am 
04.11.2018 in Kraft. Sie tritt außer Kraft am 
03.12.2018.
Grefrath, den 08.10.2018

Gemeinde Grefrath
als örtliche Ordnungsbehörde

Lommetz
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 937

Bekanntmachung 
der Gemeinde Grefrath 
Rechtskraft der 1. Änderung (vereinfacht) des 
Bebauungsplanes Oe 5a „An der Marienschule“ 
(Erweiterung) gemäß § 13 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBI I S. 2414)

Der Rat der Gemeinde Grefrath hat am 08.10.2018 
die 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes 
Oe 5a „An der Marienschule“ (Erweiterung) gemäß § 
10 BauGB in Verbindung mit § 86 BauO NRW und §§ 
7 und 41 GO NRW als Satzung beschlossen.

Die Grundzüge der Planung werden durch diese 
Änderung nicht berührt.

Der Geltungsbereich ist aus dem nachstehend 
abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich.

Die Bebauungsplanänderung mit Begründung wird 
im Bauamt der Gemeinde Grefrath, Rathaus Oedt, 
Johannes-Girmes-Straße 21, Zimmer 7, während der 
Dienststunden, und zwar montags von 8:00 Uhr bis 
13:00 Uhr und von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr, dienstags 
bis donnerstags von 8:00 Uhr bist 13:00 Uhr und von 
14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, freitags von 8:00 Uhr bis 
12:30 Uhr, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten.

Über den Inhalt der Planänderung wird auf Verlangen 
Auskunft erteilt.

Bekanntmachungsanordnung:

Der Satzungsbeschluss der Bebauungsplanänderung, 
Ort und Zeit zur Einsichtnahme sowie die 
Hinweise aufgrund des Baugesetzbuches und der 
Gemeindeordnung NRW werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung, 
und zwar mit dem Ablauf des Erscheinungstages 
des Amtsblattes für den Kreis Viersen, in dem 
diese Bekanntmachung erfolgt, tritt die 1. Änderung 
(vereinfacht) des Bebauungsplanes Oe 5a „An der 
Marienschule“ (Erweiterung) gemäß § 10 BauGB in 
Kraft.

Hinweise:

Gemäß §§ 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 und Abs. 4 und 
215 Abs. 1 BauGB sowie § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land NRW (GO NRW) wird auf folgendes 
hingewiesen:
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Nach § 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzes bei der Aufstellung von Satzungen nach diesem Gesetz unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres und Mängel bei der Abwägung nicht innerhalb von 7 Jahren 
seit Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde Grefrath geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 
 
Nach § 7 (6) Satz 1 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der GO NRW beim Zustandekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit 
dessen Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, eine vorgeschriebene 
Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
der Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, der 
Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder der Form- oder 
Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Grefrath vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Grefrath, den 12.10.2018 
 
gez. 
Lommetz 
Bürgermeister 

 

Übersichtskarte 

 

Gemeinde Grefrath 

1. Änderung (vereinfacht) 
Bebauungsplan Oe 5a „An der 
Marienschule“ (Erweiterung) 

© Land NRW (2018) 

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 937

Nach § 44 Abs. 3, Sätze 1 und 2 und Abs. 4 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem die vorgenannten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt 
wird.

Nach § 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes bei 
der Aufstellung von Satzungen nach diesem Gesetz unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres und Mängel bei der Abwägung nicht innerhalb von 7 Jahren seit Bekanntmachung dieser Satzung 
gegenüber der Gemeinde Grefrath geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen.

Nach § 7 (6) Satz 1 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim 
Zustandekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit dessen Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, der Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder der Form- oder 
Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Grefrath vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Grefrath, den 12.10.2018
gez.

Lommetz
Bürgermeister



939

Bekanntmachung 
der Gemeinde Grefrath 
13. Änderungssatzung vom 08.10.2018 zur Sat-
zung über die Entsorgung von Abfall -Abfallent-
sorgungssatzung– der Gemeinde Grefrath vom 
15.12.1992

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S.666), in der zurzeit gültigen Fassung, des Kreis-
laufwirtschaftsgesetztes (KrWG) vom 24.02.2012 
(BGBI.  I S. 212), in der zurzeit gültigen Fassung, der 
§§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordr-
hein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie des § 17 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. I S. 
602), in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Gemeinde Grefrath in seiner Sitzung am 08.10.2018 
folgende 13. Änderungssatzung beschlossen: 

§ 1

§ 8 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Neufassung: 

Die zur Verfügung gestellten Abfallbehälter für die 
Systeme graue Tonne (§7) und braune Tonne (§9) 
sind mindestens 12 mal pro Jahr zu entleeren. Dies 
gilt analog für den Abfall-sack nach § 6 Abs.1f). 

§ 2

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 13. Änderungssatzung zur Satzung 
über die Entsorgung von Abfall – Abfallentsorgungs-
satzung – der Gemeinde Grefrath vom 15.12.1992 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird dar-
auf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen der Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Beschluss der Sat-
zung vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Grefrath, den 15.10.2018
Lommetz

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 939

Bekanntmachung 
der Stadt Nettetal 
Bekanntmachung der Stadt Nettetal

Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Br-
270 „Östlich Dülkener Straße“ im Stadtteil Breyell

Der Rat der Stadt Nettetal hat am 07.11.2017 die Auf-
stellung des Bebauungsplanes Br-270 „Östlich Dül-
kener Straße“ beschlossen.

Weiterhin hat der Ausschuss für Stadtplanung der 
Stadt Nettetal in seiner Sitzung am 13.09.2018 die 
öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes gem. § 
3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Breyell südlich der 
Autobahnausfahrt Breyell zwischen der Autobahn 61 
und der Dülkener Straße.

Folgendes wird gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der zurzeit 
geltenden Fassung ortsüblich bekanntgemacht:

Der Entwurf nebst Begründung einschließlich Um-
weltbericht gemäß § 2a BauGB wird in der Zeit vom 
05.11.2018 bis zum 05.12.2018 während der allge-
meinen Dienststunden, und zwar

montags bis donnerstags 
 von   8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
 von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie
freitags von   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 

im Rathaus der Stadt Nettetal, Doerkesplatz 11, 
Fachbereich Stadtplanung im Flur vor den Räumen 
305 und 306 zu jedermanns Einsicht öffentlich aus-
gelegt. 

Während der Auslegungsfrist können Stellungnah-
men zu dem Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der Stadt Nettetal, Räume 306, 307, 320, 322 und 
323 des o.g. Rathauses vorgebracht werden. 

Die Unterlagen stehen auch auf der Internetseite der 
Stadt Nettetal (www.nettetal.de >>Startseite >> Bür-
ger & Rathaus >> Planen & Bauen >> Aktuelle Pla-
nungen) zum Download zur Verfügung.
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Zum Bebauungsplan Br-270 „Östlich Dülkener Straße“ liegen folgende allgemeine Umweltinformationen vor:

Themenblock Umweltinformation Kurzinhalt
Mensch und Gesundheit Mess-Station des LUQS (Luft-

qualitätsüberwachungssystem 
des Landes NRW) an der Straße 
„Juiser Feld“ in Nettetal-Kalden-
kirchen 

Repräsentative Messwerte und Unter-
suchungsparameter für den gesamten 
Stadtraum zu Luftschadstoffen und 
Stäuben

Umgebungslärmkarte NRW, Um-
weltportal NRW des Ministeriums 
für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz des Landes Nordr-
hein-Westfalen

Übersicht über Lärmpegelbereiche 
von überörtlichen Verkehrswegen (u. 
a. Autobahn A61)

Umweltbericht Bei Beachtung der einschlägigen Re-
gelwerke zum Schutz der Gesundheit 
der Wohnbevölkerung als Maßstab 
der Bewertung anderer potentiell be-
einträchtigender Immissionen wie 
Gerüche, Luftverunreinigungen oder 
Erschütterungen sind keine erheb-
lich nachteiligen und umweltrelevan-
ten Auswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch, Bevölkerung und Gesundheit 
zu erwarten.

Es ist ein nahezu vollständiger Verlust 
der bereits stark eingeschränkten Er-
holungsfunktion verbunden. Die Funk-
tionen der verbleibenden Flächen zwi-
schen dem geplanten Gewerbegebiet 
und der Ortslage Lötsch werden weiter 
gemindert.

Der Bereich geht zum landwirtschaft-
lichen Anbau von Lebens- und Futter-
mitteln verloren.

Flora, Fauna und biologische 
Vielfalt

Fachinformationssystem des 
Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen, Landes-Biotop kartie-
rung

Schützenswerte Biotope

Fachinformationssystem des 
Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen, Geschützte Arten in 
Nordrhein-Westfalen

Liste der möglichen planungsrele-
vanten Arten für das Messtischblatt  
4603/3
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Umweltbericht Mit der großflächigen Versiegelung 
und Bebauung von weiten Teilen der 
Fläche geht ein nahezu vollständiger 
Verlust der Habitatpotenziale für die 
Pflanzenwelt verloren. Für das trotz 
Minderungs- und Ausgleichsmaßnah-
men im Plangebiet entstehende Aus-
gleichsdefizit stehen externe Maßnah-
men aus dem Ökokonto der Stadt Net-
tetal zur Verfügung.

Verfahrenskritische Vorkommen pla-
nungsrelevanter Arten sind nicht be-
troffen.

Relevante Auswirkungen auf die 
Schutzgebiete, Biotopkatasterflächen 
und Biotopverbundflächen im Umfeld 
sind aufgrund fehlender relevanter 
funktionaler Bezüge sowie aufgrund 
der größeren Entfernung nicht zu er-
warten.

Boden und Fläche Geografisches Rauminformati-
onssystem des Kreis Viersen, Alt-
lastverdachtsflächenkataster

Keine Eintragungen von Altstandorten 
oder Altlastverdachtsflächen im Gel-
tungsbereich

Umweltbericht Mit der großflächigen Versiegelung 
und Bebauung geht ein erheblicher 
Verlust sehr schutzwürdiger Archivbö-
den einher.

 Wasser und Grundwasser ELWAS-WEB – Wasserinformati-
onssystem des LANUV

Keine relevanten Eintragungen

Umweltbericht Durch die großflächige Versiegelung 
gehen Versickerungsflächen verloren, 
die der Grundwasserneubildung wei-
testgehend entzogen werden. Mit der 
Versickerung der Traufenwässer von 
den Dachflächen wird eine Eingriffs-
minderung erreicht.

Bei Bau und Betrieb eines Gewerbe-
gebietes besteht grundsätzlich ein 
Risiko für Schadstoffeinträge in das 
Grundwasser durch mögliche Unfäl-
le, Leckagen, etc. Durch Nutzungs-
einschränkungen, die sich durch die 
bereichsweise Lage in der WSZ III A2 
ergeben, sind relevante Auswirkungen 
auszuschließen.

Luft und Klima Mess-Station des LUQS (Luft-
qualitätsüberwachungssystem 
des Landes NRW) an der Straße 
„Juiser Feld“ in Nettetal-Kalden-
kirchen

Repräsentative Messwerte und Unter-
suchungsparameter für den gesamten 
Stadtraum zur Luftqualität und zu rele-
vanten Klimafaktoren

Umweltbericht Die beabsichtigte Planung wirkt sich 
auf den Zustand des Schutzgutes 
nicht erheblich nachteilig aus.
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Kultur- und sonstige Sachgü-
ter

Denkmalliste der Stadt Nettetal Liste der Baudenkmäler im Stadtge-
biet (kein Eintrag im Planbereich)

Umweltbericht Bekannte archäologische Bodenfunde 
wurden gesichert oder verbleiben un-
beschädigt im Boden.  Die sonstigen 
vorhandenen Sachwerte bleiben bei 
Umsetzung der Planung erhalten bzw. 
werden gleichwertig ersetzt. Das be-
trifft die Verlegung der Versorgungslei-
tungen und die gesetzlich geschützte 
Lindenallee an der Dülkener Straße.

Die beabsichtigte Planung wirkt sich 
auf den Zustand des Schutzgutes 
nicht erheblich nachteilig aus.

Landschaft und Landschafts-
bild

Kulturlandschaftlicher Fachbei-
trag zur Landesplanung in Nordr-
hein-Westfalen des LVR

Das Plangebiet liegt innerhalb der 
Landschaftsbildeinheit „LBE-I-025.A1 
Offene Agrarlandschaft westlich Mön-
chengladbach“.

Umweltbericht Der Landschaftsplan LP 2 Mittlere Net-
te / Süchtelner Höhen stellt im über-
wiegenden Teil des Geltungsbereiches 
das Entwicklungsziel „Anreicherung“ 
dar. 

Wechselbeziehungen und 
kumulative Wirkungen

Umweltbericht Die Wechselwirkungen entsprechen 
den grundsätzlich zu erwartenden 
prozessualen Veränderungen, die mit 
einem Wohngebiet einhergehen. Ku-
mulative Wirkungen mit erheblich be-
einträchtigender Wirkung sind nicht zu 
erwarten.

Abfall- und Energiebewirt-
schaftung

Umweltbericht Die beabsichtigte Planung hat keine 
wesentlich nachteiligen Auswirkungen 
für die Abfall- und Energiebewirtschaf-
tung.

Die nachfolgenden umweltbezogenen Gutachten wurden zur Begründung einschließlich des Umweltberich-
tes gemäß § 2a BauGB herangezogen und liegen mit aus:

Themenblock Umweltinformation Kurzinhalt
Mensch und Gesundheit 
Lärm und Erschütterungen

Schalltechnische Untersuchung Ermittlung von immissionswirksamen 
flächenbezogenen Schalleistungspe-
geln

Fauna und Flora einschließ-
lich der biologischen Vielfalt

Artenschutzvorprüfung Eine Art-für-Art-Prüfung von Feld-
vogelarten und Heckenbrütern wird 
empfohlen

Artenschutzprüfung Stufe 2 Keine Beeinträchtigung planungsrele-
vanter Arten

Landschaftspflegerischer Fach-
beitrag

Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung und 
Festlegung von Ausgleichsmaßnah-
men
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Boden und Bodenverunreini-
gungen

Baugrundgutachten Untersuchung zur Bebaubarkeit und 
Eignung zur Niederschlagswasser-
versickerung

Keine Bodenkontamination feststell-
bar

 Kultur- und Sachgüter  Archäologischer Fundbericht Beschreibung der archäologischen 
Untersuchungen

Im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 sowie § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende umweltbezogene 
Stellungnahmen eingegangen:

Themenblock Stellungnahme Kurzinhalt
 Mensch und Gesundheit Aus der Bürgerversammlung Geruchsimmissionen

Immissionen durch Lkw-Stellflächen
Lärmschutz

Interessengemeinschaft Lötsch Lärm- und Geruchsimmissionen, Ver-
kehrslärm 
Krankheitsgefährdender Lärm wäh-
rend der Bauzeit

Aus der Öffentlichkeit Verkehrslärm und Geruchsbelästi-
gungen

Landesbetrieb Straßenbau NRW Lärm-Reflexion durch Hochbauten
Flora, Fauna und biologische 
Vielfalt

Aus der Bürgerversammlung Umgang mit dem vorhandenen Wäld-
chen
Naturzerstörung

Interessengemeinschaft Lötsch Partikeltransfer durch die Luft in bis-
her unbelastete Gebiete
Verortung von Ausgleichsflächen 
Voranschreiten des Bienensterbens 
durch den Teilverlust der Linden-Allee
Verlust von Fläche zur Futterbeschaf-
fung von Fischreihern

Kreis Viersen Gesetzlicher Artenschutz und Umset-
zung von Maßnahmen
Umgang mit der Linden-Allee
Verfügbarkeit von Ausgleichsflächen 
und -maßnahmen
Anlegen einer Wildblumenwiese

Landwirtschaftskammer Externer Ausgleich auf landwirt-
schaftlichen Nutzflächen

Boden und Fläche Kreis Viersen Vermeidungs- und Minderungsmaß-
nahmen zum Bodenschutz

Wasser und Grundwasser Aus der Bürgerversammlung Grundwasserschutz und Wasser-
schutzzone

Interessengemeinschaft Lötsch Untersuchung der Wasserschutzzo-
ne
Wasserverbrauch und Verbleib von 
Kühlwasser

Kreis Viersen Wasserrecht
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Abl. Krs. Vie. 2018, S. 939

Landschaft und Landschafts-
bild

Interessengemeinschaft Lötsch Beeinträchtigung des Naturparks 
Schwalm-Nette und Vernichtung von 
Naturraum
Landschaftsbildbeeinträchtigungen

Kultur- und Sachgüter Kampfmittelbeseitigungsdienst Überprüfung auf Kampfmittel

Zu den Themenblöcken Luft und Klima, Wechselbeziehungen und kumulative Wirkungen sowie Abfall- und 
Energiebewirtschaftung wurden keine umweltrelevanten Stellungnahmen vorgebracht.
Zum Entwurf des Bebauungsplanes Br-270 „Östlich Dülkener Straße“ gehören eine Begründung einschließ-
lich eines Umweltberichtes gemäß § 2a BauGB.
Es wird ferner darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 Abs. 2, 2. Halbsatz BauGB nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.
Über die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet der Rat der Stadt Nettetal. 

Nettetal, 18.10.2018
Im Auftrag

gez. Eckert
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Bekanntmachung 
der Stadt Nettetal 
Bekanntmachung

Die an Herrn Heinz-Leo Pielen, geb. 03.03.1963 ge-
richtete Rechtswahrungsanzeige über die Gewäh-
rung von Leistungen nach dem Unterhaltsvorschuss-
gesetz (UVG) vom 21.09.2017 kann nicht zugestellt 
werden, da der Aufenthalt nicht ermittelt werden 
kann.
Die Rechtswahrungsanzeige kann bei der Stadt Net-
tetal - Unterhaltsvorschusskasse -, Doerkesplatz 11, 
im Raum Nr. 150, 41334 Nettetal, eingesehen wer-
den. Sie gilt zwei Wochen nach der Veröffentlichung 
im Amtsblatt des Kreises Viersen als zugestellt.

Nettetal, den 19.10.2018
Der Bürgermeister

Im Auftrag:
(Lienen)

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 945

Bekanntmachung 
der Stadt Nettetal 
Bekanntmachung

Die an Herrn Frank Antoine Peeters, geb. 26.05.1976 
gerichtete Rechtswahrungsanzeige über die Gewäh-
rung von Leistungen nach dem Unterhaltsvorschuss-
gesetz (UVG) vom 10.03.2011kann nicht zugestellt 
werden, da der Aufenthalt nicht ermittelt werden 
kann. 
Die Rechtswahrungsanzeige kann bei der Stadt Net-
tetal - Unterhaltsvorschusskasse -, Doerkesplatz 11, 
im Raum Nr. 150, 41334 Nettetal, eingesehen wer-
den. Sie gilt zwei Wochen nach der Veröffentlichung 
im Amtsblatt des Kreises Viersen als zugestellt.

Nettetal, den 19.10.2018
Der Bürgermeister

Im Auftrag:
(Lienen)

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 945

Bekanntmachung 
der Gemeinde Niederkrüchten
Aufhebung der Aufstellungsbeschlüsse zum Be-
bauungsplan Elm-119 und zur 58. Änderung des 
Flächennutzungsplanes „Vollsortimenter Mön-
chengladbacher Straße“

Der Rat der Gemeinde Niederkrüchten hat in seiner 
Sitzung am 11. Oktober 2018 gemäß § 2 Abs. 1 des 
Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) be-
schlossen, die Aufstellungsbeschlüsse zum Bebau-
ungsplan Elm-119 „Vollsortimenter Mönchengladba-
cher Straße“ und zur 58. Änderung des Flächennut-
zungsplanes „Vollsortimenter Mönchengladbacher 
Straße“ jeweils vom 28.04.2014, Veröffentlichung im 
Amtsblatt des Kreises Viersen am 08.05.2014, auf-
zuheben.

Bekanntmachungsanordnung

Der Beschluss des Rates der Gemeinde Niederkrüch-
ten über die Aufhebung der Aufstellungsbeschlüsse 
zum Bebauungsplan Elm-119 und zur 58. Änderung 
des Flächennutzungsplanes „Vollsortimenter Mön-
chengladbacher Straße“ vom 11.10.2018 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Die öffentliche Bekannt-
machung erfolgt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in Ver-
bindung mit § 16 der Hauptsatzung der Gemeinde 
Niederkrüchten.

Die Abgrenzung der Planbereiche mit den aufgeho-
benen Aufstellungsbeschlüssen ergibt sich aus dem 
nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt. 

Niederkrüchten, den 17.10.2018
Der Bürgermeister
Gez. Wassong
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Abl. Krs. Vie. 2018, S. 945

Bekanntmachung 
der Stadt Willich
Öffentliche Zustellung

Der Gewerbesteuerbescheid vom 28.09.2018 sowie 
der Gewerbesteuer-Zinsbescheid vom 28.09.2018 
und die Bescheide für 2016 und 2017 über den Ge-
werbesteuermessbescheid vom 28.09.2018 für die 
Firma

•	 Ertex Transport GmbH, letzte bekannte Adresse 
Daimlerstraße 18, 47877 Willich

werden durch öffentliche Bekanntmachung zuge-
stellt. Eine Zustellung auf andere Art kann nicht er-
folgen.

Die vorgenannten Bescheide können im Geschäfts-
bereich Zentrale Finanzen, Hauptstraße 6, 
47877 Willich-Neersen, Vorwerk I,  Zimmer 12, ein-
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Bekanntmachung

Der Entwurf der Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 
und den dazugehörigen Anlagen der Stadt Willich für 
das Haushaltsjahr 2019 kann gem. § 80 (3) Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein – Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.01.2018 (GV. NRW. S.90), ab dem 29.10.2018 für 
die Dauer des Beratungsverfahrens (bis zur Ratssit-
zung am 18.12.2018) innerhalb der Dienstzeiten 

montags – freitags 08.30 – 12.30 Uhr 
und 
mittwochs  14.00 – 17.00 Uhr 
im Schloss Neersen (Vorwerk I), Hauptstr. 6, Zimmer 
105, eingesehen werden. 

Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung für das 
Jahr 2019 einschließlich Anlagen können Einwohner 
oder Abgabepflichtige der Stadt Willich innerhalb ei-
ner Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung 
Einwendungen erheben. Über diese Einwendungen 
beschließt der Rat der Stadt Willich in öffentlicher Sit-
zung. 

Einwendungen sind schriftlich oder mündlich zur Nie-
derschrift beim Bürgermeister in Willich, Hauptstr. 6 
(Schloss Neersen) oder im Geschäftsbereich Zentra-
le Finanzen (Vorwerk des Schlosses Neersen), Zim-
mer 105, zu erheben. 

Willich, den 16.10.2018 
Stadt Willich 
In Vertretung 

gez. 
Kerbusch 

Erster Beigeordneter
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Bekanntmachung 
der Stadt Willich
Jahresabschluss des Abwasserbetriebs der Stadt 
Willich zum 31.12.2017

Gemäß § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land NRW vom 16.11.2004 (GV. NRW. S. 644) 
in der derzeit gültigen Fassung wird der Jahresab-
schluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Der Rat der Stadt Willich hat in seiner Sitzung am 
06.09.2018 beschlossen, vom Jahresgewinn in 
Höhe von 4.140.274,01 € einen Anteil in Höhe von 
1.505.525,64 € an den städtischen Haushalt auszu-
schütten. Der Restbetrag in Höhe von 2.634.748,37 
€ wird der allgemeinen Rücklage des Abwasserbe-
triebs zugeführt.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht für 
das Wirtschaftsjahr 2017 werden ab dem Tag der 
öffentlichen Bekanntmachung bis zur Erstellung des 
folgenden Jahresabschlusses in 47877 Willich, Ro-
thweg 2 zur Einsichtnahme zur Verfügung gehalten.

Willich, den 10.10.2018

Abwasserbetrieb der Stadt Willich
gez. Hans

Betriebsleiter

Geschäftsbericht

zum

31.12.2017

Abwasserbetrieb der Stadt Willich –ABW–

Inhaltsverzeichnis

1. Bilanz

2. Ergebnisrechnung

3. Finanzrechnung

4. Anhang

Bekanntmachung 
der Stadt Willich

gesehen werden.

Der Bescheid gilt zwei Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt des Kreises Viersen als zugestellt.

Willich, den 18.10.2018
Der Bürgermeister

Im Auftrag
gez. 

Poos-Zurheide
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Bekanntmachung 
der Jagdgenossenschaften
Willich-Schiebahn
Bekanntmachung

Hiermit laden wir die Jagdgenossen der gemein-
schaftlichen Jagdbezirke I und II Schiefbahn in der 
Stadt Willich ein zu den öffentlichen Genossen-
schaftsversammlungen für:

Jagdbezirk I: Donnerstag, den 15. Nov. 2018, 
20.00 Uhr, Gaststätte Diepeshof, 
Willich - Schiefbahn, Diepenbro-
ich 57

Jagdbezirk II: Donnerstag, den 22. Nov. 2018, 
20.00 Uhr, Niederheider Hof     
Willich - Schiefbahn, Am Nieder-
heiderhof 2

Tagesordnung für den Jagdbezirk I - 15.11.2018:

1. Billigung der Niederschrift über die letzte Genos-
senschaftsversammlung

2. Geschäftsbericht 2018
3. Kassenbericht und Bericht über die Rechnungs-

prüfung 2018
4. Feststellung der Jahresrechnung 2018
5. Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassen-

führers
6. Erlass von Haushaltssatzung und -plan 2019
7. Jagdpachtverteilung 2019
8. Wahl der Rechnungsprüfer 2019
9. Verschiedenes

Tagesordnung für den Jagdbezirk II - 22.11.2018:

1. Billigung der Niederschrift über die letzte Genos-
senschaftsversammlung

2. Geschäftsbericht 2018
3. Kassenbericht und Bericht über die Rechnungs-

prüfung 2018
4. Feststellung der Jahresrechnung 2018
5. Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassen-

führers
6. Neuwahl des Jagdvorstandes und der Stellvertre-

ter
7. Neuwahl des Schrift- und Kassenführers und sei-

nes Stellvertreters
8. Erlass von Haushaltssatzung und -plan 2019
9. Jagdpachtverteilung 2019
10. Wahl der Rechnungsprüfer 2019
11. Verschiedenes

Es wird darauf hingewiesen, dass nach den Satzun-
gen der Jagdgenossenschaften

a) besondere Einladungen an die Jagdgenossen 
nicht ergehen;

b) die Versammlungen ohne Rücksicht auf die Zahl 
der anwesenden Jagdgenossen beschlussfähig 
sind;

c) bevollmächtigte Vertreter höchstens drei Jagdge-
nossen vertreten dürfen.

Willich - Schiefbahn, den 25. Oktober 2018

gez. Mertens
Vorsitzender des Vorstandes 

des Jagdbezirkes I

gez. Steves
Vorsitzender des Vorstandes

des Jagdbezirkes II
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Bekanntmachung 
der Verkehrsgesellschaft Kreis Vier-
sen mbH
Bekanntmachung 

Die Gesellschafterversammlung der Verkehrsgesell-
schaft Kreis Viersen mbH hat am 26.09.2018 die von 
der Geschäftsführung vorgelegte Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrech nung zum 31.12.2017 festgestellt. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis 
zum 22.11.2018 bei der Verkehrsgesellschaft Kreis 
Viersen mbH in Viersen, Rathausmarkt 3, Zimmer U 
309, zur Einsichtnahme aus.

Die Prüfung der Bücher, der Bilanz und der Gewinn- 
und Verlustrechnung der Verkehrsgesellschaft zum 
31.12.2017 erfolgte durch die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft WWS - Wirtz, Walter, Schmitz GmbH. 
Nach dem abschließenden Ergebnis der Prüfung 
haben sich keine Beanstandungen ergeben. Von der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WWS wurde folgen-
der, uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang 
- unter Einbeziehung der Buchführung und den La-
gebericht der VERKEHRSGESELLSCHAFT KREIS 
VIERSEN mbH (VKV), Viersen, für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jah-
resabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
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uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwar-
tungen über mögliche Fehler berücksichtigt. lm Rah-
men der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt.

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewand-
ten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsver-
trags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Viersen, 17. Oktober 2018  
Verkehrsgesellschaft

Kreis Viersen mbH
gez. Schrievers

Prokurist

Abl. Krs. Vie. 2018, S. 964
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